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Israel droht der UNO mit "unilateralen Maßnahmen", falls sie den Palästinensischen Staat anerkennt.

IPS, Mel Frykberg (Ramallah, Westjordanland)

Die israelische Regierung machte den Sicherheitsrat der UNO und die Europäische Union (EU) darauf aufmerksam, dass sie ohne Rücksichten unilaterale Maßnahmen ergreifen würde.

Das ist ihre Reaktion auf die mögliche Anerkennung Palästinas als unabhängigen Staat durch die internationalen Gemeinschaft in der nächsten Sitzung der Generalversammlung, die für September vorgesehen ist.  

Die Drohung ist eine Reaktion auf das, was die israelische Regierung als Versuche seiner Kritiker ansieht, auf lokaler und internationaler Ebene einem jüdischen Staat die Legitimität abzusprechen. 

In den letzten Monaten haben verschiedene lateinamerikanische Staaten – Argentinien, Bolivien, Brasilien, Chile, Ecuador, Guyana und Uruguay – offiziell den Palästinensischen Staat anerkannt. Es ist wahrscheinlich, dass Paraguay und Peru folgen werden, Venezuela hat Palästina schon Mitte des vergangenen Jahrzehnts als Staat anerkannt.

Inzwischen ist Norwegen dazu übergegangen, das palästinensische Büro in Oslo als "diplomatische Vertretung", bisher "Generalvertretung" genannt, zu betrachten. In den letzten vier Monaten haben Länder wie Frankreich, Spanien und Portugal die gleiche Maßnahme ergriffen. Weitere hundert Länder, die meisten im Süden, haben "Palästina" anerkannt, als der historische Führer Yasser Arafat 1988 einseitig die 

Unabhängigkeit Palästinas erklärte. Andere Staaten, die meisten aus dem ehemaligen Ostblock, haben den Staat Palästina im Vorfeld der Oslo-Friedensabkommen anerkannt. 

Die Welle der Diplomatie aus Lateinamerika könnte sich auf Afrika und Asien ausbreiten. Ein Anzeichen dafür wird im Beschluss der Universität von Johannesburg/Südafrika von letzter Woche gesehen, jede Art von Zusammenarbeit mit der Universität Ben Gurion zu beenden und andere akademische Institutionen zu boykottieren. 

Die ehemalige Apartheid-Regierung Südafrikas war einer der engsten Verbündeten Israels. Die militärische, politische und wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen den beiden Regierungen war äußerst eng. Israel half, die südafrikanischen Sicherheitskräfte zu trainieren, die durch ihre Brutalität bekannt wurden, und half der Regierung mit seinem Programm der Entwicklung von atomarer Technik, das abgebrochen wurde, als die Apartheid zu Ende ging und die demokratische Regierung unter Nelson Mandela übernahm. Es wird angenommen, dass Südafrika Israel dafür im Tausch Uran für sein eigenes Atomprogramm lieferte.

Die Verärgerung Israels über die internationale Kritik gelangte auf seinen Höhepunkt, als der Präsident der Palästinensischen Autonomiebehörde, Mahmoud Abbas, ankündigte, dass die Verhandlungen zwischen beiden Seiten eingefroren blieben.

In der vergangenen Woche hat Israel 15 Mitglieder des UN-Sicherheitsrates und die größten Staaten der EU informiert, dass es mit unilateralen Maßnahmen reagieren würde, wenn die PA sich weiter um Anerkennung (Palästinas) als Staat bemühen würde.

Ebenfalls in der letzten Woche schickte die israelische Staatskanzlei mehr als 30 ihrer Botschaften ein Kabel mit der Anordnung, als Reaktion auf die palästinensischen Bemühungen um internationale Anerkennung bei der nächsten Sitzung der UN-Generalversammlung im kommenden September, diplomatische Proteste auf höchstmöglichem Niveau einzulegen.

Im vergangenen September hat der US-amerikanische Präsident Barack Obama in der Generalversammlung gesagt, er wünsche in weniger als einem Jahr den Palästinensischen Staat als Mitglied der UNO zu sehen. Israel und die PA gaben auch  bekannt, dass die Gespräche am 2. September in Washington beginnen und mindestens ein Jahr dauern würden. Der palästinensische Premierminister Salam Fayyad kündigte an, die Bemühungen um die Einrichtung staatlicher Institutionen würden im kommenden Herbst abgeschlossen sein.

Auch wenn es drohend klingt, ist es noch unklar, was die israelische Regierung im Sinn hat, wenn sie von "unilateralen Maßnahmen" spricht. Es ist möglich, dass sie große Blöcke illegal im besetzten Westjordanland errichteter israelischer Siedlungen annektiert. 

Weitere schlechte Nachrichten für Israel kamen am Mittwoch, als der UN-Generalsekretär Ban Ki-moon das Land aufrief, den Bau von Siedlungen in besetzten palästinensischen Gebieten sowie jede Art von Gewalt und Provokation zu stoppen. Ban sagte in einer Rede während einer internationalen, von der UNO organisierten Konferenz zur lateinamerikanischen und karibischen Unterstützung für den Frieden im Nahen Osten in Uruguay, dass (jetzt) der entscheidene Moment für den Friedensprozess sei. "Jetzt ist die Zeit für die Konkretisierung der Zwei-Staaten-Lösung", bekräftigte er. "Die Besatzung, die 1967 begann, ist moralisch und politisch unhaltbar, und muss zu einem Ende kommen. Die Palästinenser haben ein legitimes Recht auf einen unabhängigen Staat, der für sie selbst lebensfähig ist."

Samir Awad von der palästinensischen Universität von Birzeit nahe Ramallah, der wichtigsten Stadt im Westjordanland, meint aber, dass für die Israelis die Kontrolle des Territoriums wichtiger sei als die internationale Meinung. "Für die Israelis steht  entgegen ihrer Behauptungen, sie würden die Schaffung eines palästinensischen Staates unterstützen, zumindest inoffiziell fest, dass das nicht in ihrem Interesse ist", meint Awad. Aber "für den internationalen Konsum und um den Schein zu wahren, fahren sie mit der Farce der Unterstützung einer Zwei-Staaten-Lösung fort", fügt er hinzu.   
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